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Graudenz, Sonnabend, den 31. Juli. 


Inhalts-Derzeihnis Handwerker des Kreiſes Rofenberg einberufen werden 


Genoſſenſchaftsgründungen. — Handwerkskammerbeiträge. in der dieſe zur Genoſſenſchaftsfrage Stellung 
Krieg sinvalidenfürforge, ? nehmen follen. Die Verſammlung geſchieht auf An⸗ 

6 r cc r regung des Herrn Landrats des Kreiſes Roſenberg, 
enollen der auch perſönlich daran teilnehmen wird. Ebenſo 

a fsgründungen. werden auch der Borfigende und der ftellv. Syndikus 


Am Mittwoch, den 14. d. Mts. hatten fich eine | der Kammer zu dieſer Verſammlung erſcheinen und 
Anzahl von Herren des Tiſchlergewerbes aus Graudenz | Gelegenheit nehmen ſich zum Gegenſtande der Tages- 
und Marienwerder auf der Geſchäftsſtelle der Hand⸗ ordnung zu äußern. Näheres über Ort und Zeit der 
werkskammer nochmals verſammelt, um über die Grün⸗ Tagung werden die Innungen durch die Kammer er- 
dung der Genoſſenſchaft endgültig zu beſchließen. Das fahren. 

Ergebnis war ein recht erfreuliches; 12 Herren er⸗ Die Schneiderinnung zu Marienwerder teilt uns 
klärten ſofort ihren Beitritt zu der neuen Genoſſen⸗ mit, daß geplant wird, das Schneidergewerbe des 
ſchaft und unterzeichneten das Statut. Die Firma ganzen dritten Handwerkskammerbezirks zu einer 
lautet: Tiſchlereigenoſſenſchaft Graudenz Marien- | Bereinigung auf genoſſenſchaftlicher Grundlage zuſam⸗ 
werder. , menzuſchließen. Alle Mitglieder der Schneiderinnung pp. 

An dem gleichen Tage war auch eine Berfamm- im dritten Kammerbezirke werden aufgefordert zu einer 
lung der Herren aus dem Schloſſergewerbe in Ausſicht [Sitzung am Sonntag, den 1. Auguſt nachmittags 3 Uhr, 
genommen, in welcher der Gründungsakt vollzogen | Marienwerder, Herberge zur Heimat — Herrenſtraße 5 
werden ſollte. Leider war die Beteiligung ſo ſchwach, | — die die Errichtung dieſer Genoſſenſchaft zum Gegen⸗ 
daß es ſich garnicht lohnte, in die Beſprechung einzu⸗ ſtande hat, zu erſcheinen. Auch der Vorſitzende der 
treten. Wir befürchten, daß unſere Schloſſer, die nun Handwerkskammer iſt zu dieſer Sitzung eingeladen. 
ſchon wahrlich in dieſer Angelegenheit genug der Worte In der Verſammlung iſt ſeitens der Handwerker 
gemacht haben, in Verkennung der Dringlichkeit der | wiederholt darauf hingewieſen worden, daß die Ge- 
Sache den günſtigen Zeitpunkt werden vorübergehen | noſſenſchaftsgründung wohl zu empfehlen ſei, wenn die 
laſſen. Wir wollen hoffen, daß wir mit unſeren Be- Staatsregierung dieſe Beſtrebungen des Handwerks 
fürchtungen nicht recht behalten. mit Wohlwollen anſehe und fördere. Wir haben ſchon 

Am Freitag, den 23. d. Mts. fand eine Ber- einmal Gelegenheit genommen, auf die Verhandlungen 
ſammlung der Tiſchler aus Flatow und Umgegend in in der verſtärkten Budgetkommiſſion des Abgeordneten⸗ 
Flatow ſtatt, an der auch der Vorſitzende und der hauſes hinzuweiſen, in der ſich die Regierungs⸗ und 
ſtellv. Syndikus der Kammer teilnahmen. Die Herren [Volksvertreter zur Lage des Handwerks äußerten. 
gingen einig in der Anſicht, daß eine Genoſſenſchaft Der preußiſche Handelsminiſter hat in einem Er⸗ 
errichtet werden müſſe. Sieben Herren unterzeichneten | laß an die Auffichtsbehörden megen Uebernahme von 
das Statut. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: Liefer, gen durch die Handwerkskammer beſtimmte 
Tiſchlergenoſſenſchaft; ihr Sitz ift Flatow. Anordnungen getroffen. In dem Erlaß heißt es zum 

2 Mitteilungen aus anderen Städten zeigen uns, Schluß: „Nach den bei zahlreichen Kammern gemachten 
daß man in den Handwerkskreiſen des Kammerbe— Erfahrungen iſt es ſehr wohl möglich, im Rahmen der 
zirks der Genoſſenſchaftsfrage das verdiente Interefje geſetzlichen Vorſchriften durch Ausübung einer ver⸗ 
entgegenbringt. _ Borausfichtlih auf den 14. Auguft | mittelnden Tätigkeit bei der Vergebung von Aufträgen 
wird nach Dt. Eylau eine allgemeine Verſammlung der gegenüber Genoſſenſchaften, Lieferungsverbänden oder 


— 
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einzelnen Handwerkern — ſei es durch eine Ber- ſein laffen, der da glaubt, er müſſe als vorſichtiger 
dingungsſtelle, ſei es durch die Handwerkskammer [Mann erſt abwarten, wie die Sache ſich entwickelt, 
ſelbſt — die auch im allgemeinen Intereſſe liegende, | bevor er fich entſcheidet. Mögen ſich das insbeſondere 


ausgiebige Beteiligung der Handwerker an öffentlichen 


Aufträgen ſicher zu ſtellen. Auch können die Hand— 
werkskammern durch Förderung der auf den Zu— 


ſammenſchluß der Handwerker zu leiſtungsfähigen Ber- 
einigungen insbeſondere Genoſſenſchaften abzielenden 
Beſtrebungen viel zur Erreichung dieſes Zieles bei— 
tragen.“ 

In der verſtärkten Budgetkommiſſion des Ab- 
geordnetenhauſes bemerkte der Handelsminiſter zu der 
Beſchwerde der Handelsvertretung, daß Handwerk 
werde auf Kojten der Induſtrie ungerechtfertigt bevor- 
zugt, unter lebhafter Zuſtimmung der Kommiſſion: 
„Daß er ſich bei aller objektiven Würdigung der Be— 
dürfniſſe von Handel, Induſtrie und Handwerk mit 


dem beſten Willen nicht auf den Standpunkt des 
Handelstages ſtellen könnte. Das was vom Hand- 


werk auf Grund ſeiner geſchichtlichen Entwickelung ge- 
leiſtet werden könne, ſolle man ihm ſo viel wie möglich 
übertragen. Wenn man die Gelegenheit nicht benutze, 
das Handwerk da zu fördern, wo es leiſtungsfähig 
ſei, dann wiſſe er nicht, wozu man überhaupt noch 
von Mittelſtandspolitik rede. Der Miniſter 
ferner aus, daß die großen Heeresaufträge, die das 
Handwerk während des Krieges erhalten habe, im all— 
gemeinen die Zufriedenheit der Heeresverwaltung ge— 
funden hätten. Es habe ſich aber gezeigt, was von 
der Staatsregierung immer betont worden ſei, daß 
eine genügende Vorbereitung und Organiſation für 
ſolche großen, gemeinſchaftlichen Leiſtungen im Frieden 
gefehlt habe. Es ſei das für den kommenden Frieden 
ein Fingerzeig, nach welchen Richtungen das Hand— 
werk arbeiten müſſe. Gerade die Organiſation müſſe 
verſtärkt werden, und da komme es darauf an, ge- 
eignete Perſönlichkeiten zu finden. 

Zur Frage der Befriedigung der Kreditbedürfniſſe 
im Handwerk erklärt der Handelsminiſter, daß er 
ſelbſtverſtändlich insbeſondere den Zuſammenſchluß des 
Handwerks zur Uebernahme größerer, gemeinſchaft⸗ 
licher Lieferungen zu fördern beſtrebt ſein werde. Wenn 
es gelänge, hier leiſtungsfähige Organiſationen zu 
ſchaffen, ſo werde er jedenfalls alles tun, um ihnen 


ſinanziell ſo weit wie möglich unter die Arme zu 
greifen. 
Die Budgetkommiſſion des Abgeordnetenhauſes 


hat die folgende Reſolution beantragt: 

Die Staatsregierung wolle dahin wirken, daß mit der 
Beteiligung des Handwerks an Lieferungen zum Kriegsbe— 
darf fortgefahren werde, und daß auch andere ſtaatliche 
Verwaltungen ihre Lieferungen nach Möglichkeit dem 
organiſierten Handwerk übertragen; 

daß für die ſachgemäße Befriedigung des Kredit- 
bedürfniſſes des organiſierten Handwerks geſorgt wird. 

Dieſe Reſolution wurde vom Plenum angenommen. 

Nach dieſen Auslaſſungen der Königl. Staats- 
regierung und der Volksvertretung dürfte volle Klar- 
heit darüber herrſchen, welchen Standpunkt die mah- 
gebenden Stellen in der Genoſſenſchaftsfrage einnehmen. 
Regierung und Volksvertretung ſind von dem auf— 
richtigen Wunſche erfüllt, dem Handwerk nach beſtem 
Wiſſen zu helfen, und gleichzeitig der Ueberzeugung, 
daß dies nur durch Zuſammenſchluß des Handwerks 
auf genoſſenſchaftlicher Grundlage zu erreicheniſt. Daran 
darf alſo kein Handwerker zweifeln, daß bei allen 
künftigen, öffentlichen großen Vergebungen — nicht nur 
in Oſtpreußen, ſondern überall im Reiche — in erſter 
Linie und allmählich ausſchließlich die handwerkerlichen 
Vereinigungen, d. ſ. die Genoſſenſchaften, berückfichtigt 
werden. Möge ſich das ein jeder Handwerker geſagt 


führte 


| zögeı 


| die einzelnen Handwerker 


diejenigen gejagt ſein laſſen, die da wähnen, ſie hätten 
als Großhandwerker nicht mehr nötig mit den anderen zu- 
ſammenzuarbeiten. Die Genoſſenſchaften haben es 
ſtatutenmäßig ſpäter ganz in der Hand, den einen oder 
den anderen, der ſich zum Eintritt meldet, aufzunehmen 
oder abzulehnen, und werden ſich diejenigen woh 
merken, die jetzt im Intereſſe ihres koſtbaren Ichs 
klug und übervorſichtig ſein wollen. 


Fandwerkskammerbeiträge. 
An die Herren Landräte und Gemeindevorſteher. 


Fortgeſetzt gehen uns von Gemeindevorſtehern zum 
Teil durch Vermittlung der Landratsämter Geſuche 
zu, in welchen Erlaß oder Ermäßigung der Kammet- 
beiträge gefordert wird, mit der Begründung, daß 
die Einziehung der Beiträge z. Zt. nicht möglich wäre. 
Aus allen dieſen Geſuchen tritt die irrige Anſicht zutage, 
daß der Kammer die einzelnen Handwerker beitrags- 
pflichtig wären. Der Kammer gegenüber tritt als der 
zur Leiſtung der Beiträge verpflichtete Teil einzig und 
allein die Gemeinde auf. Die Gemeinde muß die nach 
einem beſtimmten Standpunkt (lt. Verfügung des 
Herrn Regierungspräſidenten 1. Juli 1913) feſtge⸗ 
ſetzten Beiträge unter allen Umſtänden voll einzahlen. 
Ob und wie die Gemeinde ihrerſeits von den in ihrem 
Bezirk anſäſſigen Handwerkern die Beiträge einzieht, 
iſt lediglich interne Sache der Gemeinde und geht die 
Kammer nichts an. Die Kammer iſt garnicht in der 
Lage, Beiträge zu erlaſſen oder zu ermäßigen. 

Zum Vergleiche veröffentlichen wir nochmals den 
folgenden Erlaß des Regierungspräſidenten zu Aurich 


an die Landräte ſeines Bezirks: 
Es ſind bei mir von zahlreichen Gemeindevor⸗ 
ſtehern Beſchwerden über die Veranlagung zu Bei— 


trägen für die Handwerkskammer eingelaufen. Dabei 
tritt immer wieder die Auffaſſung hervor, die einzelnen 
Handwerker wären beitragspflichtig und die Gemeinden 
diefe Beiträge nur ein. Gemäß $ 103e der 
Gewerbeordnung ſind jedoch die Gemeinden und nicht 
beitragspflichtig. Die Ge⸗ 
meinden können lediglich ihrerſeits die gezahlten Bei- 
träge von den Handwerkern wieder erheben. Auch in 
dieſem Jahre ſind die Gemeinden nach den von ihnen 
ſelbſt aufgeſtellten Ortsliſten veranlagt. Die Beiträge 


können den Gemeinden auch nicht erlaſſen werden 
weil ſonſt der Haushaltsplan der Handwerkskammer 


nicht aufrecht erhalten werden könnte. Nun ruhen 
zahlreiche Handwerksbetriebe, weil die Meiſter im 
Felde ſtehen. Es wird daher angemeſſen ſein, daß die 
Gemeinden dieſe Betriebe zu der an ſich zuläſſigen 
Unterverteilung nicht heranziehen, ſondern die Beiträge 
endgültig ſelbſt tragen. 

Euer Hochwohlgeboren erſuche ich, die Gemeinde— 
vorſteher über die Rechtslage aufzuklären und in der 
angegebenen Sinne zu beeinflußen. 

Wir knüpfen an dieſe Ausführungen die Bitte, 
ſolche zweckloſen Geſuche um Erlaß von Kammerbei- 
trägen künftig zu vermeiden, da ſie lediglich eine un⸗ 
nötige Häufung des Schriftverkehrs für uns bedeuten. 


Kriegsinvalidenfürſorge. 
(Fortjegung ) 

Eine gewiſſe Gleichmäßigkeit des Vorgehens wird ſich 
ohne weiteres ergeben. Die an einer Stelle gemachten Er⸗ 
fahrungen werden auch anderorts verwertbar ſein. Sehr 
wichtig wird die Verbindung aber vor allem im Intereſſe 


Nr. 17. Das welhyteußifdh 


der Lückenloſigkeit der Fürſorge fein. Dort, wo, wie es 
beiſpeilsweiſe bei der Tätigkeit der Provinzialverbände 
als ſolcher ſchon aus grundſätzlichen rechtlichen Er- 
wägungen der Fall ſein wird, die Hilfe in erſter 
Linie den Angehörigen der Provinz zugute kommen 
ſoll, wird ihre notwendige Ausdehnung auf Angehörige 
anderer Bezirke ſich leichter erreichen und begründen 
laſſen, wenn zwiſchen den einzelnen Organiſationen 
in dieſer Richtung en net verbürgt iſt. 


Der ſachliche Inhalt der Fürſorgetätigkeit iſt in den 
letzten Wochen in der Oeffentlichkeit, in Verſammlungen 
ſowie in der Preſſe und Literatur ſo eingehend eröret 
worden, daß es nicht die Abſicht dieſes Erlaſſes ſein 
kann, eine vollſtändige Ueberſicht der maßgebenden 
Geſichtspunkte zu geben. Indeſſen ſeien die Haupt- 
punkte unter Unterjtreichung deffen was von uns als 
beſonders wichtig angeſehen wird, und unter Hervor— 
hebung der in einzelnen Bezirken bereits gemachten 
Anfänge hier kurz zuſammengefaßt. 

Ziel der Fürforgetätigkeit iſt, alle durch den Krieg 
an ihrer Geſundheit geſchädigten Kriegsteilnehmer 
unter Sicherſtellung der beſtmöglichen Heilbehandlung 
und unter Berückſichtigung ihrer perſönlichen und 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu vollgültigen Gliedern des 
wirtſchaftlichen Lebens zu machen. Es kommt nicht 
darauf an, den notdürftigen Lebensunterhalt ſicherzu⸗ 
ſtellen; dieſe Aufgabe iſt den Verſorgungsgeſetzen des 
Reiches zu überlaſſen. Vielmehr ſollen ärztliche 
Kenntniſſe und Erfahrungen ſowie alle modernen 
kulturellen und volkswirtſchaftlichen Einrichtungen und 
Errungenſchaften zuſammenwirken, um einen weit- 
gehenden Ausgleich des entſtandnen Schadens herbei— 
zuführen. Nur ſo iſt es möglich, den Beſchädigten das 
Gefühl der wirkſamen Fürſorge zu erwecken, fie vor 
Unzufriedenheit zu bewahren und ihnen das Bewußt⸗ 
ſein der eignen Nützlichkeit zu verſchaffen, auf der 


anderen Seite aber den Schaden hintanzuhalten, der 


ſich mit der Ausſchaltung ſo vieler wertvoller Kräfte 
aus der produktiven Tätigkeit für die Allgemeinheit 
ohne weiteres ergeben müßte. 

Die Fürſorge iſt beſtimmt für Angehörige aller 
Stände, werktätige und geiſtige Arbeiter. Weſentlich 
für die Form der Fürſorge iſt allgemein, daß ſie als 
wohlverdiente Zuwendung und nicht als Almoſen 
empfunden wird. 

Den Kreis der Fürſorgebedürftigen in dem vorz 
bezeichneten Umfange durch eine kurze zutreffende Be— 
zeichnung zu erfaſſen, iſt nicht ganz leicht. Von uns 
wird der Bezeichnung „Kriegsinvalide“ der Vorzug 
gegeben; die ſonſt noch gebrauchten Bezeichnungen, ſo⸗ 
weit ſie überhaupt ernſtliche Beachtung verdienen, ſind 
teils zu eng, teils zu weit. 


Das geſteckte Ziel ſoll erreicht werden durch die | 
Heilbehandlung, die Berufsberatung und Berufsunter= | 


weiſung und durch die Arbeits vermittlung: 

a) Durch meinen, des Miniſters des Inneren, 
Erlaß vom 24. März d. Is (lle 610) iſt den Provinzial⸗ 
behörden der Erlaß mitgeteilt worden, welchen ich, der 
Kriegsminiſter, unter dem 3. März d. Is. (5801/2 M. A.) 
an die ſämtlichen Königlichen Sanitätsämter gerichtet 


habe. Durch dieſen Erlaß iſt Fürſorge getroffen worden, 


daß in den Lazaretten bereits eine weitgehende Nach⸗ 
behandlung der Verwundeten Platz greift, daß alle zur 
Verfügung ſtehenden Heilmittel und Heilmethoden be- 
nutzt werden, um den beſtmöglichen Grad der Gebrauchs- 


fähigkeit das verſtümmelten oder ſonſt beſchädigten 


Gliedes oder die Leiſtungsfähigkeit des Erkrankten 
wiederherzuſtellen. Dieſem Zwecke dient die Vorſchrift, 
daß die Verwundeten und Kranken ſolchen Lazaretten 
oder ſonſt geeigneten Krankenanſtalten zugeführt werden, 
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in denen die Einrichtungen für die gebotene Nachbe- 
handlung vorhanden find. Nerven-, Herz und Lungen⸗ 
kranke ſind den vorhanden Sonderabteilungen und 
Sonderanſtalten zu überweiſen, die zahlreichen Kurorte 
in denen Vorkehrungen zur Aufnahme von Heeres⸗ 
angehörigen getroffen ſind, zu benutzen. 

Die Heeresverwaltung iſt ferner bereit, künſtliche 
Erſatzglieder und Erſatzmittel, die zur Bewegung und 
zum Ausgleiche der fehlenden Körperteile notwendig ſind, 
auf ihre Koſten zu beſchaffen und für deren Erhaltung 
und Ergänzung Sorge zu tragen. 

Die ſachgemäße Heilung fördert die Heeres- 
verwaltung in geeigneten Fällen auch dadurch, daß fie 
mit den Trägern der ſozialen Verſicherung mit dem 
Ziele der Mitbenutzung der von dieſen unterhaltenen 
Sonderanſtalten in Verbindung tritt. 

Wenn ungeachtet dieſer weitgehenden Vorſchriften 
ſich bei einem Verwundeten oder Kranken noch nach 
ſeiner Entlaſſung aus dem Heere das Bedürfnis zu 
weiterem Heilverfahren herausſtellen ſollte, ſo wird dieſe 
Fürſorge ſoweit ſie nicht erneut von der Heeresverwaltung 
übernommen werden kann, mit unter die Aufgaben 
fallen, die den provinziellen Organiſationen obliegen. 
Dabei wird im Einzelfalle zu erwägen ſein, ob wegen 
der Durchführung eines weiteren Heilverfahrens etwa 
noch Verhandlungen mit der zuſtändigen Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt, der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, 
der Abteilung Bäderfürſorge des Zentralkomitees vom 
Roten Kreuz oder anderen Organiſationen zu führen find: 

Wichtig unter den Vorſchriften des erwähnten 
kriegsminiſteriellen Erlaſſes iſt auch die allgemeine 
Anordnung, daß dienſtuntaugliche Verwundete und 
Kranke möglichſt frühzeitig nach Lazaretten ihres 
Heimatsgebiets überzuführen find. Da fich eine lücken⸗ 
loſe Durchführung dieſer Anweiſung nicht ohne weiteres 
ermöglichen läßt, ſo ſind die Lazarette angewieſen, über 
diejenigen Leute, die aus irgend einem Grunde nicht 
überführt werden können, eine Meldung an die vor⸗ 
geſetzte Behörde einzuſenden, die ihre Weitergabe an 
den in Betracht kommenden Fürſorgeausſchuß ver⸗ 
mittelt, damit dieſer ſich geeignetenfalls bereits ſchrift⸗ 
lich mit jenen in Verbindung ſetzen kann. 

In dieſem Zuſammenhange ſei darauf hingewieſen, 
daß ſich hinſichtlich der Fürſorge für die nicht in 
Lazaretten ihres Heimatsgebiets untergebrachten ein 
beſonders wichtiger Anwendungsfall für den oben 
unter Ul am Schluſſe enthaltenen Hinweis auf die 
Notwendigkeit der Gegenſeitigkeit zwiſchen den Organi⸗ 
ſationen der einzelnen Provinzen und der anderen 
Bundesſtaaten ergibt. Denn bereits während der 
militäriſchen Heilbehandlung ſetzt ein aus ihr ent⸗ 
fallender Teil der Fürſorgetätigkeit ein. 

b) Dieſer Teil der Fürſorgetätigkeit iſt die Be⸗ 
rufsberatung. Es gilt, den Kranken und ſeine Um⸗ 
gebung zunächſt ſeeliſch zu beeinfluſſen, daß er den 
feſten Willen gewinnt, ſich feinen veränderten körper⸗ 
lichen Verhätniſſen anzupaſſen, daß er fi) davon iiber- 
zeugen läßt, daß es ein Krüppeltum im wirtſchaftlich⸗ 
ſozialem Sinne nicht gibt. Es gilt ferner, ihm tun- 
lichſt frühzeitig die Möglichkeiten darzulegen, welche 
ſich ungeachtet ſeiner körperlichen Schädigung für die 
ſpätere Ausübung eines Berufs eröffnen. Auch für 
den Arzt wird dieſe Sachkenntnis unter Umſtänden 
für die weitere Behandlung von Wert ſein können. 
Anderſeits wird das Urteil des Arztes für alle Seiten 
der Berufsberatung eine weſentliche Grundlage bilden. 
Im übrigen iſt es notwendig, in erſter Linie auf eine 


Beibehaltung des alten Berufs hinzuwirken. Nach 
den ärztlichen Erfahrungen der neueiteu Zeit iſt bei 


Verwertung aller mediziniſchen und technifchen Er⸗ 
rungenſchaften nur in ſeltenen Fällen ein Berufs- 


—— 
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wechſel nötig. Die Bekämpfung der Neigung, die 
körperliche Schädigung zu einer Begründung des Be⸗ 
rufswechſels und des Wunſches, möglichſt bequeme 
Stellen im öffentlichen Dienſte zu erlangen, zu benutzen, 
iſt daher eine Hauptaufgabe des Berufsberaters. Kann 
der alte Beruf nicht weiter behalten werden, ſo iſt 
auf die Wahl eines verwandten Berufes hinzuwirken. 
Hierbei ijt auf die Lage des Arbeitsmarkts Rücklicht 
zu nehmen und nach Möglichkeit die Ueberfüllung 
einzelner Berufe zu verhindern. 

Die Tätigkeit der Berufsberatung ſetzt bereits in 
den Lazaretten ein. Um dies zu ermöglichen, ſind die 
Sanitätsämter angewieſen, dort, wo örtliche, provinzielle 
oder ſonſtige Beſtrebungen für Kriegsinvalidenfürſorge 
beſtehen, mit dieſen in geeigneter Weiſe zuſammen 
zu arbeiten. Auch kann es ſich empfehlen, gemein- 
ſame Verſammlungen von Militärärzten und Be— 
rufsberatern abzuhalten. Hinſichtlich der bereits aus 
den Lazaretten entlaſſenen und in den Nachweiſen der 
Bezirkskommandos als verſorgungsberechtigt geführten 


Heeresangehörigen wird die Tätigkeit der Berufsbe⸗ 


rater durch Vermittlung der ſtellvertretenden General— 
kommandos ſicherzuſtellen ſein. In der Provinz Weſt⸗ 
falen iſt bereits eine Anweiſung an die Berufsberater 
erlaſſen. Wichtig für deren Tätigkeit iſt die Aus⸗ 
füllung eines Fragebogens, die über die zur Beurtei- 
lung der Berufsausübung weſentlichen Verhältniſſe 
Auskunft erteilt. Es wird empfohlen, dieſen Frage- 
bogen möglichſt einfach zu geſtalten. Als Berufsbe— 
ratung geeignet ſind Perſonen, die mit einer Kenntnis 
des praktiſchen Lebens Verſtändnis für den Geiſtes⸗ 
und Seelenzuſtand des Kranken und für feine körper- 
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11. Deutſcher Müller Leipzig 
12. Illuſtr. Zeitſch. f. Blechinduſtrie Innung) Leipzig 
3. Oſtdeutſche Bauzeitung Breslau 
14. Verbandszeitung der Möbel- u. Dekora- 
tionsgeſchäfte Deutſchlands Berlin 
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lichen Beſchwerniſſe verbinden und zu geeigneter Ein⸗ 15. Das Weſtpreußiſche Handwerk Graudenz 
wirkung befähigt find. Es kommen insbefondere in 16. Das Weitprénpifhe Gewerksblatt Danzig 
Betracht: Leiter und Lehrer an gewerblichen, kauf- 17. Das Deutſche Handwerksblatt Berlin 
männiſchen und landwirtſchaftlichen Fach⸗ und Fort⸗ 18. Das Handwerk der Handwerkskammer Breslau 
bildungsſchulen, Gewerbeaufſichtsbeamte, Eigentümer 19. Handwerkszeitung, amtl. Organ Berlin und 
und Beamte induſtrieller Betriebe, Handwerksmeiſter. „ der Handwerkskammern Frankfurt a. O. 
Inſoweit es fih um Invaliden handelt, deren An- 20. Koreſpondenzblatt der Handwerks- 5 
fiedlung auf dem Lande in Frage kommt, kann es n Deoa P x Düſſeldorf 
ſich empfehlen, für dieſe als Berufsberater Beauftragte 22. 1 De uns gar a. © 
der ftaatlichen oder ftaatlich unterſtützten Anſiedlungs⸗ 52. Mitteilungen der 1 eie skammer Magdeburg 
organiſationen zuzulaſſen und durch ſie unter Ver⸗ 23. e der Handels- und Ge- 
wendung volkstümlicher Druckfchriften eine vorſichtige „, Der everwaltung . Berlin 
Werbetätigkeit in den Lazaretten zu entfalten, um fo se Oſtpreutiſche Handwerkszeitung Gumbinnen 
über Ziele und Wege der Innenkoloniſation Auf⸗ 22 Ni 8 
klärung zu verbreiten und die geeigneten Anſiedlungs⸗ 26. Reichsgeſetz att er erlin 
bewerber zu ermitteln (zu vgl. weiter unten: W). 27. Schwartz ſche Vakanzenzeitung Berlin 

Bei der Auswahl der Berufsberatungen werden * N z 
im übrigen Handels-, Handwerks- und Landwirtſchafts⸗ En Woden and Monaksſckrinen. F 
kammern mit Erfolg beteiligt werden können Zur 28. Blätter für Genoſſenſchaftsweſen Berlin 
weiteren Ausbildung für ihre Tätigkeit können Bor- 29. Hanſabund, Mitteilungen und Nade  — 
träge, Beſichtigungen und Erörterungen über die von „ richten der Kriegszentrale Berlin 
ihnen bei der Kriegsinvalidenfürſorge gemachten Er- | 30- Prometheus Teipzig 
fahrungen ſich als nützlich erweiſen. 31. Recht und Wirtſchaft Berlin 

Y 20 y 
c) Hand in Hand mit der gewerblichen Berufs- | 32. Sazialiſtiſche Monatshefte Berlin 


beratung muß die Berufsausbildung gehen. Auch ſie 


wird vielfach zweckmäßig bereits einſetzen, wenn der 


Kriegsinvalide ſich noch in der Lazarettbehandlung 
befindet. Die Sanitätsämter find bereits angewieſen, 
dieſer Frage ihr beſonderes Augenmerk zuzuwenden 
und alle ſich bietenden Gelegenheiten auszunutzen, um 


die in den Lazaretten befindlichen Verwundeten und 


Kranken zu einer ihren Kräften und Fähigkeiten an⸗ 
gepaßten nutzbringenden Betätigung anzuhalten. In 
einer Reihe von Lazaretten find bereits Uebungs⸗ und Lehr- 
werkſtätten eingerichtet; vielfach werden für die Verwun⸗ 
deten allgemein bildende (gewerbliche und landwirtſchaft⸗ 
liche Buchführung. kaufmänniſches Rechnen, Bürger⸗ 
kunde uſw.) und allgemein bildende Vorträge abgehalten. 
(Fortſetzung folgt). f 


Illuſtrierte Wochenhefte 

Das Ceſezimmer iff jedermann zugänglich und werk⸗ 
täglich von 8—12 und 2—6 Uhr, Sonnabends von 
8—1 Uhr geöffnet. 
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